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Demographie und Rentenversicherung

Zur Kritik des Generationenvertrages

Rainer Kallert

 

Das gängige Bild derAlterssicherung durch einen Generationenvertragist irre-
führend und gefährlich. Es erweckt den Eindruck,als bedrohe die demographi-

sche Entwicklung der nächsten Jahre notwendigdie gesetzliche Rentenversiche-

rung und verdeckt damit die gesellschaftspolitischen Chancen eines Bevöl-

kerungsrückgangs. Der vielfach geforderte Bruch mit den Prinzipien der
Sozialversicherung dient damit allein der massiven Einschränkungdersozialen

Sicherung.

ie Diskussion um den „Genera-

tionenvertrag“, zentrales Kon-

zept im Bereich derAlterssiche-
rung,ist ein, wenn nicht das Beispiel für
den Balanceakt, den alles sozial orientier-
te Nachdenken 14 Jahre nach der „Wen-
de“ bewältigen muß: Auf der einen Seite
muß „Kritik des Generationenvertrags“

heißen, das Konzept derAlterssicherung
zu diskutieren und seine Lücken zu ver-
deutlichen. Auf der anderenSeite ist ge-
rade die mehr oder weniger dramatisier-
te Auseinandersetzung um Demographie
und Rentenversicherungdie ideologische
Begleitung eines umfassenden Kürzungs-
programms. Und so wird die Kritik des
Generationenvertrags unversehens zur

Kritik an der Kritik und die linke und al-
ternative Opposition zur Verteidigerin des
status quo ...

In der Auseinandersetzung wird ein
„Krieg der Generationen“ prognostiziert,
die „Ausbeutung der Jungen durch die

Alten“ und harsche Auseinandersetzun-
gen zwischen Arbeitnehmer/innen und
Rentner/innen. Die so zur konservativen
Bürdestilisierte GruppederÄlteren kon-
tert diese Angriffe mit dem Hinweis auf
die fortbestehende Altersarmut. Für die
gut versorgten „Neuen Alten“ anderer-
seits werde Altern endlichzursozialpoli-
tisch erkämpften Herausforderunggelten.

Dietraditionelle Vorstellung vom
Generationenvertrag

Die Rentenversicherung, wie fast alle

Sozialversicherungen,beruht auf der Si-
cherung der nicht (mehr) Berufstätigen
durch die abhängig Beschäftigten. Mit
einem „Generationenvertrag‘“, einem Ver-
trag „derAlten“ mit „den Jungen“hat das

eigentlich herzlich wenig zu tun; dennoch
argumentieren viele der Überlastungs-
und Kürzungstheoretiker/innen mit die-
sem oderbesser gegen dieses ebenso gän-

gige wie unzutreffende Konzept.
Das Bild vom Generationenvertrag

knüpft an folgende traditionelle Inhalte
an: Konkretsteht es für ein Sicherungs-
modell, bei dem die Arbeitnehmer/innen
jungen oder mittleren Alters durch ihre
Beiträge für die aus dem Beruf ausge-
schiedenen Menschen aufkommen(sog.
Umlageverfahren). Nach dem eigenen
Berufsende werden sie im Gegenzug
durch die „nachwachsende Generation“

versorgt. (Nach der von Nell-Breuning!,
dem „Nestor“ der bei der Einführungdes
Umlageverfahrens 1957 außerordentlich
einflußreichen katholischen Soziallehre,
vorgeschlagenenIdee ist die mittlere Ge-
neration zusätzlich dafür verantwortlich,
für ausreichenden Nachwuchs - und da-
mit für künftige Beitragszahler/innen — zu
sorgen.)

Allgemeiner sind mit der Rede vom
„Generationenvertrag“ gesellschaftliche

Erwartungen über wechselseitige Ver-
pflichtungen der Generationen und die
Zuordnung von Lebensabschnitten wie
„Ausbildung“, „Erwerbstätigkeit“ und
„Ruhestand“ an bestimmteAltersgruppen
verbunden.
Dieses Konzept hat seine soziale

Grundlage in einer bäuerlichen Gesell-
schaft, in der die Verantwortung zwischen



” het
den Generationen unmittelbar war.’
Dementsprechend,so das Ideal, wurden
alle zur Versorgung vorhandenen Güter
auf die auf dem Hof zusammenlebenden
Generationen verteilt. Insofern hatten
auch demographische Größen, nämlich
die Anzahl der Kinder, direkte Auswir-

kungen auf die Altersversorgung.
Im übertragenen Sinn entspricht das

Bild auch einerum das Erwerbslebenzen-
trierten Vorstellung vom (männlichen)
Lebenin der Industriegesellschaft, die bei
der Rentenreform 1957 noch ausgespro-
chen wirksam war.
Eine solche „Normalbiographie“findet

sich aber immerseltener.* Insbesondere
aufgrund der inzwischen strukturellen
Arbeitslosigkeit müssen viele Menschen
im Laufe ihres Erwerbslebens Zwangs-
pausen einlegen. Obwohl der „aktiven“
Generation zugehörig,sind sie ebenso auf
einen „Solidarvertrag“ mit den Erwerbs-

tätigen angewiesen wie die Rentner/in-
nen.
Damit wird das entscheidende Charak-

teristikum aller sozialen Sicherungs-
systeme der BRD heute deutlicher als
noch vor 40 Jahren: Nicht ein Vertrag
zwischeneinheitlich zu denkenden Ge-
nerationen, sondern die solidarische Ver-

pflichtung der abhängig Beschäftigten für
alle, die nicht, noch nicht oder nicht mehr

arbeiten können, kennzeichnet die Sozi-
alversicherungen. Dies kommt auch in
den Bezugsgrößen der Renten und Bei-
träge zum Ausdruck: Beide sind an den

Löhnenorientiert, Einnahmenaus Vermö-
gen werden dagegennichterfaßt.

Derallgemein verpflichtende, also ge-
rade nicht vertragliche Charakter dieses
Systemsfindet seine Rechtfertigung vor
allem in der Erwägung,daßnuraufdie-
se Weise eine langfristig angelegte Al-
terssicherungstabil bleiben kann.
So hat im Zuge der Rentenreform

1957 Mackenroth darauf aufmerk-
sam gemacht, daß die Mittel zur
Alterssicherungeiner ganzen Be-
völkerungnicht aus früheren Pe-
rioden und damit deren eigener
Arbeitstätigkeit angespart werden
könnten wie bei einer/m Einzel-
nen. Vielmehr sind die Renten aus
der jeweils aktuell erwirt-
schafteten Masse zu entneh-
men.*
Das Umlageverfahren

machtaus dieser Not eine
Tugend, indem esdie ein-
gezahlten Beiträge unmit-
telbar für die im gleichen
Zeitraum zu zahlenden Ren-
ten verwendet.

Eine Privatversicherung dage-
gen, wie sie im Zuge derallge-
meinen Privatisierungwelle viel-
fach gefordert wird, kann nicht
nach dem Umlageverfahrenarbei-
ten, da dieses die gesetzliche Pflicht
zurBeitragszahlung überJahrzehn-

te hinweg voraussetzt. Private Versiche-
rungen müssen deswegen nach dem so-
genannten Kapitaldeckungsverfahrenar-
beiten. Sie sind also nach Art einer Le-
bensversicherung daraufangewiesen, ein-

gezahltes Kapital so anzulegen, daß viele
Jahre später die Renten darausbestritten
werden können.
Die Mackenrothschen Arbeiten ver-

deutlichen nun, daß die immense Kapital-
menge,die bei einer umfassendenpriva-
ten Alterssicherung angelegt werden
müßte, nach Jahren gerade nur dem Wert

entspricht, der mit diesem Kapital erar-
beitet wird. Kurz und etwas verkürzt: Ein
Drittel des vorhandenen volkswirtschaft-
lichen Kapitals, wie es für die gesamte
Alterssicherung wohl notwendig wäre,
kannnicht einfach in den Sparstrumpfge-
steckt, sondern muß produktiv verwen-

det werden undist deshalb abhängig von
der auf dieser Basis erarbeiteten volks-
wirtschaftlichen Leistung.
Da es entgegen mancher Vorschläge’

wenig realistisch sein dürfte, große Teile
dieses Kapitals vertrauensvoll in ferne
Weltgegenden zu transferieren und auf
deren Produktivität im Umgang mit den
Geldern der Alterssicherung zu setzen,
hängt auch dieses Modell davon ab, ob
es im Jahre 2030 möglich sein wird, mit
weniger Arbeitskräften die Gütermenge
zu produzieren, die zur Versorgung aller

notwendig ist.
Bietet das Ka-
pitaldeckungs-
verfahren also

- allen
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Versprechungen zum Trotz — keinen ent-
scheidendenVorteil bei der Bewältigung
derdemographischen Entwicklung, so hat
es darüberhinaus mit weiteren Problemen
zu kämpfen: Zunächstist ein solches Mo-
dell sehr viel inflationsabhängigerals das
Umlageverfahren, da es nicht direkt an

. die Lohnentwicklung gebunden werden
kann, sondern davonlebt, daß das einge-
zahlte Kapital noch vorhandenist, wenn

es als Rente ausbezahlt werden soll.
Zweitens bedeutet die Ansammlung sol-
cher Kapitalmengen eine immense öko-
nomische Machtder dann privaten Pen-
sionskassen. Beläßt mensch diese Geld-
menge jedoch im Machtbereich desFi-
nanzministers,so ist sehr fraglich, ob ein

Finanzminister Waigel zu größerer Zu-
rückhaltungfähig ist als die Clinton-Re-
gierung, die jüngst vorgemachthat, wie
mensch Budgetlöcher durch den Griff in
die Pensionskasse stopft. Anders als heute
wäre die Verwendungder Gelderfür ver-
sicherungsfremdeLeistungennicht durch
die Struktur derRentenversicherung(auf
zugegeben hohein Niveau) begrenzt.

Aktuelle Herausforderungen der
öffentlichen Rentenversicherung

Die öffentliche Sozialversicherung gerät
dennochaufgrund veränderter demogra-
phischerRahmenbedingungenundunter-
schiedlicher sozialpolitischer Erwartun-
gen zunehmend unter Druck.
Die demographische Entwicklung® der

nächsten 40 Jahre ist durch die „Alterung“

der Gesellschaft geprägt. Diese ist das
Resultat sinkender Geburtenziffern (ohne
Ausgleich durch Immigrant/innen wird
für die Zeit zwischen 1990 und 2030ein
Bevölkerungsrückgang von etwa 14 Mil-
lionen vorhergesagt) bei gleichzeitig stei-
gender Lebenserwartung.
So steigt der sogenannteAltersquotient,

also die Zahl der über 60jährigenrelativ
zu den 20- bis unter 60jährigen (= 100 %),
von 35,2 % im Jahre 1990 auf 72, 7%
für das schwierigste Jahr 2030.
Der veränderte Altersaufbau hat aber

nichtnur eine quantitative, sondern auch

eine qualitative Dimension. Die bereits
erwähnten selbständigen, weltoffenen

und konsumorientierten „Neuen Alten‘
deuten an, wie sich das Alter zumindest

für einen Teil der älteren Menschen zu
einer eigenständigen Lebensphaseent-
wickelt, die nicht mehr nur ruhiger Ab-

schluß eines langen (Arbeits-)Lebensist.

PolitikerInnen und Wissenschaftler-
Innen, die mit einer neoklassischen öko-
nomischen Theorie argumentieren, neh-
mendiese Veränderungen zumAnlaß, das
System der sozialen Sicherung insgesamt
in Frage zu stellen.® Vor allem die Ren-
tenversicherung, aber auch die Kranken-

versicherung und die Pflegeversicherung
seien durch die Veränderung desAlters-
quotienten überlastet und nur durch mas-
sive Kürzungenzu „retten“.
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Wegendes Erwerbsbezugs der Sozialver-
sicherung sind die angeführten demogra-
phischen Daten aber als solche (sprich:
ohne ihre Rückwirkung auf die wirt-
schaftliche Situation) für die Finan-

zierungsfragen gar nicht relevant. Der
entscheidende, mit den demographischen
Veränderungenlocker verbundene Rück-
gang des Erwerbspersonenpotentials ist
dagegenin einer Zeit mit hoher Arbeits-
losigkeit keineswegs besorgnis-
erregend. Zudem entlasten
die genannten Prozesseden fitff
öffentlichen Kassen in an- Ä
deren Bereichen wie der f£

zungenin einem anderenBereich gerecht-
fertigt. Eine Position, die „die Alten“ ge-
gen „die Jungen“stellt, unterstützt diese

Politik des „teile und herrsche“.'?
Miteiner dritten Gruppe von Autor/in-

nen wie Riedmüller und Naegeleist mir
wichtig, die Chancenzu betonen,die sich
aus der demographischen Entwicklung
ergeben,falls es gelingt, den sozialpoli-
tischen Rollback der letzten Jahre um-

zukehren.'*
wäre

 

   
 

Arbeitslosenversicherung
oder im Bildungssektor. &

Daherist der veränderte
Altersaufbau, der im übri-
gen die gesamte Entwicklung
der Industriegesellschaft beglei-
tet hat und immerdurch Produkti-
vitätsfortschritte kompensiert werden
konnte’, nur scheinbar ein guter, wenn
auch im Kontext der „Standortdebatte“
leider umso besser nutzbarer Grund, um

eine Verteilung durchzusetzen,deren ein-
ziges Kriterium die Fähigkeit sein soll,

sein VermögenoderseineArbeitskraft ge-
winnbringend und bisins hoheAlter vor-
ausschauendeinzusetzen.
Ein zweites Argumentationsmuster, das

seit einigen Jahren in den USA und nun
auch in derBRD großenEinflußhat, kon-
zentriert sich auf die intergenerationalen
Verteilungsprobleme, die durch sozial-
schädlichen Egoismus der mittleren und
älteren Generation erklärt werden. Diese
seien wederbereit, die eigenen Ansprü-
che zugunsten der Nachwachsendenein-
zuschränken, noch durch eine hohe
Kinderzahl für ein anderes Generationen-
verhältnis zu sorgen.!?
Neben konservativ-reaktionären Sor-

gen um die„Institution Familie‘ oder die

zahlenmäßige Größe der Nation bleibt
folgenderernstzunehmender Kern:In bei-
den Ländern betrifft Armut zunehmend
Bevölkerungsgruppen,die bisher nichtals
armutsgefährdet galten.'' Nachdem über
viele Jahre Armut hauptsächlich als
Altersarmut bekannt war, provoziert nun

die Armutder Arbeitslosen, deralleiner-

ziehenden Mütter und vor allem einer ho-
hen Zahl von Kindern erstmals die Frage
nach einer Umverteilung von denAlten
zu den Jungen.In einer derartigen Gleich-
setzung von Alters- mit Armutsgruppen
kommenjedochdieinternen Differenzie-
rungen in den Altersgruppen nicht aus-

reichend zum Tragen.'!? Entscheidendist
der intra-, nicht der intergenerationale
Ausgleich.
Zudem: In dieser Argumentation wird

Sozialpolitik als Null-Summen-Spiel be-
handelt, obwohlsich in der aktuellen po-
litischen Praxis die gegenteilige Tendenz
findenläßt: Mit Kürzungenin einem Be-
reich der sozialen Sicherung werden
nachfolgend und „zum Ausgleich“ Kür-

  
  

endlich nicht mehr
die unfreiwillige Ar-
beitslosigkeit, son-
dern Arbeitskräfte-
mangel das Problem
der Sozialversiche-

rungen, müßten plötzlich viele alte sozi-

alpolitische Hoffnungenrealisiert wer-
den, um das „Arbeitskräfteangebot“ zu er-
höhen: verbesserte Arbeitsbedingungen
für Frauen; derAusbau vonTeilzeit- und

behindertengerechten Arbeitsplätzen; die
Erledigung stupider und unangenehmer
Arbeit durch Maschinenbei gleichzeiti-
gerAusdehnungsozialer Dienstleistungs-
berufe; die verbesserte Integration älte-
rer Arbeitnehmer/innen undihrer Erfah-
rungen’; erhöhte, wenn auch egoi-
stische gesellschaftliche Akzeptanz
von Immigrant/innen;all dies wäre
arbeitsmarktpolitisch zu rechtfer-
tigen und damit weitaus realisti-
scher als heute — nur ein kühner
Traum?

Zumindestsetzt seine Verwirk-
lichung voraus, daß die aktuellen
Auseinandersetzungenals gesell-
schaftspolitischer Verteilungskonflikt
und nicht als Ausfluß demographischer
oder „standortbedingter‘“ Sachzwängeer-
kannt werden. Aus — wenn mensch so
will: klassisch linker — Perspektive wird
daher das ideologische Elementder dar-
gestellten Diskussion deutlich: Da die so-
ziale Sicherung von der Zahl der Arbeit-
nehmer/innen undihrer Produktivität ab-
hängt, ist „die Rentensicherung... unter
den gegebenen Bedingungen keine bio-
logische, sondern eine ökonomische Fra-
ge“ts,

Geht man voneiner kontinuierlichen
Steigerung der Produktivität aus— und an-
gesichts der rasanten (computer-)techni-

schen Entwicklung besteht wenig Grund,

ausgerechnetdaran zu zweifeln —, so hat
Schui, der auch entsprechende Zahlen
vorstellt, sicher recht, wenn erschreibt:

„... die einzige und entscheidende Frage
ist nur, ob die Gesellschaft in ihrer Orga-
nisation einen solchen Grad an Vernunft
erreichen wird, daß sie ihre Ressourcen
zur Lösung sozialer Fragen nutzen
kann.“!?

Reche 5°
Allerdings greift dieser Ansatz insofern
zu kurz, als sich hinter der Debatte um
die Rentenversicherung gerade der Kon-

flikt um die von Schui aufgeworfene Fra-
ge verbirgt: Die liberale und konservati-
ve Kritik an der Rentenversicherung
beinhaltet die Weigerung,einen „solchen

Grad an Vernunft“ (oder deutlicher: ei-

nen solchen Grad an Umverteilung) zu
akzeptieren. Nimmt mensch den aktuel-
len Aufschrei angesichts einerdrohenden
Beitragssatzerhöhung auf 20 % zum
Maßstab, wird deutlich, wie steinig der
Weg zu der von Schui geforderten Ver-
dopplung der Beiträge und der damit ver-
bundenen Umverteilung wäre.

Insofern wird der Streit um Ausmaß
und Organisation kollektiverAlterssiche-
rung mit den gleichen Themen weiterge-
hen: hoffentlich mit zunehmendem „Grad
an Vernunft“ und dem Wissen, daß hier
im Kern um die Verteilung gesellschaft-
lichen Reichtumsgestritten wird.
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Eine im Momentaußerordentlich vielbe-
sprochene Möglichkeit, die Alterssiche-
rung (neu) zu organisieren, sind die
Grundsicherungsmodelle.'® Der Reiz,
aber auch die Gefahr dieser Modelleliegt
darin, daß sie geradezu konträren Hoff-

nungenPlatz lassen. Das Ziel kannsein,

allen Bürger/innen ein Leben ohne Armut
und ohne den stigmatisierenden Gang
zum Sozialamt zu ermöglichen.'!” Die
erwerbsorientierten Systemeder sozialen
Sicherung erweisen sich nämlich mehr
und mehr als unzureichend, da die nor-
male Erwerbsbiographie immerseltener
wird und sie bestimmte Bevölkerungs-
gruppen schon immer weitgehend anıcr-

schlossen haben(z. B. Hausfrauen). Das

Ziel kann aber auch sein, das komplexe
System sozialer Sicherung auf ein
Grundsicherungsmodell zurückzuschnei-
den, das nur die gröbste Not verhindern
soll und alles weitere der privaten Vor-
sorge überläßt.??

„Grundrente“

Insbesonderein Zeiten „defensiver Sozi-

alpolitik“ sind folgende Risiken aller
Grundsicherungsmodelle?' im Auge zu
behalten:Jedes Grundrentenmodellist
staatlicher Intervention in weit stärkerem
Maße ausgesetzt als die Sozialversiche-
rungen.Bei steuerfinanzierten Entwürfen
liegt diese Abhängigkeit vom good will
der Finanzpolitik auf der Hand. Eine
beitragsfinanzierte Grundsicherung
schneidetnicht viel besser ab: Da der Zu-
sammenhang von Erwerbsleistung, Bei-
trag und Rentenanspruchnicht mehr ge-
wahrt wäre, entfiele der verfassungsrecht-
liche Eigentumsschutz für die Renten.
Außerdem müßten die meisten Men-

schen bei einem Modell, das als einzige
öffentliche Alterssicherung die Grundren-
te vorsieht, anderweitig Vorsorge tref-
fen,?? um den Lebensstandard zu wahren.

Aufprivater Basis organisiert, führte dies
wegen der Gewinnorientierung privater
Versicherungen zum Ausschluß von Men-
schen, die nur geringe Beiträge zahlen
können, und zu all den oben beschriebe-
nen Risiken einer Privatversicherung.
Ein Grundsicherungsmodell, das die

herkömmliche erwerbsorientierte Alters-
sicherung ersetzte, wäre daher ein sozi-
alpolitischer Rückschritt. Als Ergänzung,
um die bestehenden Sozialversicherungs-
systeme „armutsfest‘ zu machen und um
„reproduktive‘Arbeiten wie Kindererzie-
hung und Pflege auch zu sichern, wäre
die Grundrente dagegen sehr wichtig.

Die Finanzen für diese Aufgaben, die
nicht mehr dem Versicherungsgedanken
entsprechen, müßten aber über den soge-
nannten Bundeszuschußaus allgemeinen
Steuermitteln aufgebracht werden.?? Zu-
sätzlich liegt es nahe, dieAusdehnung der

beitragspflichtigen Einkommen und Ein-
kommensbestandteile zu fordern, um so
alle Bevölkerungsgruppen gleichmäßig

an der Finanzierung Öffentlicher Aufga-
ben zu beteiligen und nicht gerade die
hohen Einkommen auszusparen, da sie
von nichtpflichtversicherten Selbständi-
gen stammen beziehungsweise über der
Obergrenze derBeitragspflicht liegen.
RainerKallert studiert Jura in Tübin-
gen und Sozialwissenschaften an der
FernUniversität Hagen.
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Leistungen aus; vgl. Tagesthemen vom

31.1.1996.
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